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Eine starke Gemeinschaft

Die bundesweit über 600.000 Mitglieder des SoVD bilden eine starke Gemeinschaft.
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Der Sozialverband Deutschland (SoVD) 
vertritt die Interessen der Rentner, der 
Patienten und gesetzlich Krankenversi-
cherten sowie der pflegebedürftigen und 
behinderten Menschen. Wir setzen uns für 
Ihre Rechte ein und bie-
ten unseren Mitgliedern 
Beratungsstellen in ganz 
Deutschland. Dort erhal-
ten sie Hilfe bei Fragen 
zur gesetzlichen Kranken-, 
Renten- und Pflegeversicherung oder in 
behindertenrechtlichen Dingen. Soziale 
Gerechtigkeit steht im Mittelpunkt un-
serer Arbeit. Wir setzen uns für den Aus-
bau und den Erhalt der sozialen Siche-

rungssysteme ein. Der Sozialstaat ist ein 
wichtiges Auffangnetz für die Menschen 
– das zeigt sich gerade in Zeiten wirt-
schaftlicher Krisen. Uns geht es auch um 
Chancengleichheit, zum Beispiel um die 

Bildung und Ausbildung, 
die unsere Gesellschaft 
behinderten und benach-
teiligten Kindern und Ju-
gendlichen bietet. 
Der SoVD ist eine starke 

Gemeinschaft mit rund 600.000 Mitglie-
dern. Bei uns können Sie sich engagieren 
und mit anderen gemeinsam aktiv wer-
den. Einer von über 2.000 Ortsverbänden 
befindet sich bestimmt auch in Ihrer Nähe.
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SoVD und AW0 stellen gemeinsam Strategien zur Armutsbekämpfung in Europa vor

Armut gesamteuropäisch begegnen

Podiumsdiskussion mit Mindestabstand, 
v.li.: Prof. Dr. Benjamin Benz (Evange-
lische Hochschule Rheinland-Westfa-
len-Lippe), Erika Biehn (Nationale Ar-
mutskonferenz), Malte Steuber (Junge 
Europäische Föderalisten Deutschland) 
und Moderatorin Petra Pinzler. 

Foto: Wolfgang BorrsSeit Juli hat Deutschland die Präsidentschaft im Rat der Europäischen Union inne. 
Soziale Fragen und der Kampf gegen Armut müssen in der Amtszeit oberste Prio-
rität haben, meinen SoVD und AWO. In einer gemeinsamen Hybridveranstaltung 
stellten die Verbände ihre Forderungen für eine gesamteuropäische Strategie zur 
Armutsbekämpfung vor. An der Konferenz nahmen auch EU-Kommissar Nicolas 
Schmit und Bundessozialminister Hubertus Heil (SPD) teil.
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Die Europäische Union (EU) steht 
vor großen Aufgaben. Der Brexit 
ist weiterhin ungelöst, der „Green 
New Deal“ sorgt für Streit und die 
Bekämpfung der Corona-Pande-
mie verlangt höchste Anstrengun-
gen. Daneben gibt es enorme so-
zialpolitische Herausforderungen: 

Eine von fünf Personen – das sind 
insgesamt 118 Millionen Men-
schen in der EU – ist von Armut 
bedroht. 
Im Zuge der Übernahme der 
sechsmonatigen EU-Ratspräsi-
dentschaft, die in eine Zeit der 
Neuordnung europapolitischer 

Um die Teilnehmer*innen der Konferenz nicht zu 
gefährden, waren in der SoVD-Bundesgeschäfts-
stelle nur wenige Besucher*innen zugelassen.

Foto: Wolfgang Borrs
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Ziele insgesamt fällt, hat Deutsch-
land ein ambitioniertes Programm 
vorgestellt. 

Verbindliche europäische
Mindeststandards gefordert
SoVD und AWO wollen, dass der Ar-
mutsbekämpfung ein noch höheres 

Gewicht eingeräumt wird. Sie for-
dern unter anderem verbindliche 
europäische Mindeststandards für 
soziale Sicherungssysteme. 
Im Rahmen der Fachveranstaltung 
in der Bundesgeschäftsstelle des 
SoVD machten die beiden Verbän-
de zugleich ein Programm mit ins-
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gesamt neun Kernforderungen für 
ein sozialeres Europa öffentlich. 
Die Konferenz mit Präsenzvorträ-
gen und zugeschalteten Gästen 
unter anderem aus Brüssel wur-
de über Youtube live im Internet 
übertragen und fand ein großes 
Echo bei den Medien. 
SoVD-Präsident Adolf Bauer sag-
te in seiner Eröffnungsrede, dass 
das Thema Armut durch die Co-
rona-Pandemie in Europa zwar 
an Dringlichkeit gewinne, jedoch 
auch vorher schon ein wichti-
ges Anliegen gewesen sei. Bau-
er verwies hierbei auf die „Euro-
pa-2020-Strategie“, die die Armut 
in der EU bis dato deutlich redu-
zieren sollte. Dies sei nicht ge-
lungen, so der SoVD-Präsident. 
Einmal mehr, wie schon bei der 
Finanzkrise, treffe es vulnerable 
Gruppen wie Ältere, Menschen mit 
geringem Bildungsgrad oder Men-
schen mit Behinderungen beson-
ders stark. 

Schon jetzt jedes vierte Kind 
in EU von Armut bedroht
Gerwin Stöcken, Präsidiumsmit-
glied der AWO und Sprecher der 

Jedem vierten Kind in der EU droht Armut. 
Jugendarbeitslosigkeit und Perspektivlosig-
keit gehen damit einher.

Foto: Jacob Lund / Adobe Stock
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Von links: Prof. Jens M. Schubert, Geschäftsführer des AWO-Bundesverbandes, Stephanie Rinke, 
Geschäftsführerin des SoVD-Bundesverbandes und SoVD-Präsident Adolf Bauer.

Nationalen Armutskonferenz, 
plädierte für die Einrichtung von 
existenzsichernden Grundsiche-
rungssystemen. Der deutschen 
Ratspräsidentschaft käme dabei 
eine besondere Rolle zu, denn 
jetzt sei es möglich, die Weichen 
für die nächsten Jahre zu stellen. 
Er warnte davor, dass Kinder die 
Verlierer der Corona-Krise werden. 
Schon jetzt sei EU-weit fast jedes 
vierte Kind von Armut und Aus-
grenzung bedroht.
Benjamin Benz, Professor für Po-
litikwissenschaft und Sozialpolitik 
an der Evangelischen Hochschule 
Rheinland-Westfalen-Lippe, kriti-
sierte, die EU habe in den letzten 
Jahren „eher die Armen als die Ar-
mut bekämpft“. Mittlerweile hät-
ten viele Verantwortliche jedoch 
den Wert des Sozialen erkannt. 
Bei der Mindestsicherung gehe es 
um das „unterste, das allerunters-
te soziale Netz“, so Benz. 

„Corona-Krise legt wie ein 
Brennglas Probleme offen“
Nicolas Schmit, EU-Kommissar für 
Beschäftigung und soziale Rech-
te, betonte die europäische Ver-

Fotos: Wolfgang Borrs
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Neben den Vorträgen vor Ort waren 
viele Redner*innen der Konferenz per 
Video zugeschaltet.

Fotos: Wolfgang Borrs

antwortung hinsichtlich Armut 
bei Erwerbstätigkeit. Er kritisierte 
Tendenzen wie die zunehmen-
de Prekarisierung von Beschäfti-
gung, die Verdrängung auf dem 
Wohnungsmarkt und die nach wie 
vor verbreitete Kinderarmut. Ar-
mut in reichen Gesellschaften wie 
der europäischen sei ein Skandal. 
Schmit dankte SoVD und AWO für 
ihr solidarisches sozialpolitisches 
Handeln aus langer Tradition und 
versprach einen Vorschlag für 
Mindestlöhne in Europa.

Bundessozial- und Arbeitsminister 
Hubertus Heil (SPD) bezeichnete 
die Corona-Krise als „Brennglas“. 
Die Pandemie lege bisherige Pro-
bleme offen und produziere Hand-
lungsbedarf. Die Krise zeige aber 
auch, dass sozialstaatliche Ele-
mente wie das Kurzarbeitergeld 
funktionierten und Menschen vor 
Armut schützten. Heil kündigte an, 
während der deutschen Ratsprä-
sidentschaft einen europäischen 
Rahmen für nationale Löhne und 
Sicherungssysteme zu entwickeln. 

An der folgenden Diskussion nah-
men Erika Biehn von der Nationalen 
Armutskonferenz, Gabriele Bischoff 
(SPD, Mitglied des EU-Parlaments), 
Prof. Benjamin Benz und Malte Steu-
ber, ehemaliger Bundesvorsitzender 
der Jungen Europäischen Föderalis-
ten Deutschland, teil. 
Im Mittelpunkt standen Fragen der 
Kindergarantie, der europäischen 
Mindestsicherung sowie europäi-
scher Mindestlöhne. 
Erika Biehn, als armutserfahrene 
Vertreterin der NAK, forderte, in Ar-

mut lebende Menschen mehr an-
zuhören. „Es geht nicht um das 
reine Geld, und das habe ich auch 
in anderen Staaten gehört. Es 
geht auch darum, wie man als von 
Armut betroffener Mensch behan-
delt wird – in den Behörden, in der 
Gesellschaft. Am Ende ist Armut 
eine Frage der Würde.“
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Die Konferenz wurde live vei Youtube 
übertragen und stieß auch sonst auf 
großes Interesse bei den Medien.

Foto: Wolfgang Borrs
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Schlussworte sprachen Prof. Jens 
M. Schubert, Geschäftsführer des 
AWO-Bundesverbandes nach § 
30 BGB, und SoVD-Vizepräsiden-
tin Prof. Dr. Ursula Engelen-Kefer. 
Schubert mahnte, dass Appel-
le und nette Worte allein nichts 
brächten. Um den sozialen Fort-
schritt zu fördern, seien verbindli-
che Rechtsakte nötig.

Engelen-Kefer kritisierte die Dis-
krepanz zwischen politischen Zie-
len und der Realität. Sie fasste 
drei wesentliche Instrumente für 
ein sozialeres Europa zusammen: 
einen europäischen Mindestlohn, 
einen europäischen Rahmen für 
die Grundsicherung sowie einen 
Standard für eine EU-Arbeitslo-
senversicherung.
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Notwendige Impulse fehlen

Noch immer drückt die Politik beim 
Thema barrierefreies Bauen nicht die 
richtigen Knöpfe.

Die sogenannte Musterbauord-
nung dient den einzelnen Bundes-
ländern als Vorlage für ihre ver-
bindlichen Landesbauordnungen. 
Deren geplante Überarbeitung 
weist nach Ansicht des SoVD be-
hindertenpolitisch jedoch erheb-
liche Defizite auf. Dringend erfor-
derliche Verbesserungen werden 
nicht auf den Weg gebracht; wich-
tige Regelungen zur Barrierefrei-
heit im Kern sogar aufgeweicht 
und abgesenkt.

Foto: Yakobchuk Olena / Adobe Stock

Barrierefreiheit mangelhaft – SoVD kritisiert Entwurf der Musterbauordnung



18 19TitelthemaTitelthema

Für einzelne sind Personenaufzüge 
dringend notwendig, für alle aber sind 
sie letztlich ein willkommener Komfort.

Foto: auremar / Adobe Stock

Der dem SoVD vorliegende Ent-
wurf der Musterbauordnung 
setzt bauordnungsrechtlich die 
falschen Signale. Zudem ist er 
angesichts der demografischen 
Entwicklung in unserem Land 
kaum vertretbar: Die bundes-
weit vorhandenen 800.000 bar-
rierefreien Wohnungen müssten 
verdreifacht werden, um den 
tatsächlichen Bedarf zu decken. 
Diese alarmierenden Zahlen zei-
gen den akuten Handlungsbe-
darf deutlich. Zudem werden die 
Bedarfe in den nächsten Jahren 
weiter steigen. 
Barrierefreiheit liegt dabei kei-
nesfalls nur im Interesse von 
Senior*innen und pflegebedürf-
tigen sowie behinderten Men-
schen. Sie bietet vielmehr einen 
Komfort, der zu einem selbstver-
ständlichen Standard für jede 
Wohnung werden sollte.
Vor diesem Hintergrund appel-
liert der SoVD an die Bundeslän-
der, mit der Überarbeitung der 
Musterbauordnung die notwen-
digen Impulse für mehr Barrie-
refreiheit beim Bauen und Woh-
nen zu setzen. Bei dem bisher 

vorgelegten Entwurf zumindest be-
steht dringender Nachbesserungs-
bedarf. 
So soll etwa die schon jetzt unzu-
reichende Aufzugspflicht bei dem 
nachträglichen Ausbau von Häusern 
weiter aufgeweicht werden. Das ist 
für den SoVD schlicht nicht hin-
nehmbar; zumal barrierefreies Bau-
en kaum eine Frage der Kosten, son-
dern vielmehr der Konzeption und 
Planung ist. Gerade im Wohnungs-
neubau muss Barrierefreiheit jetzt 
konsequent für sämtliche Wohnun-
gen umgesetzt werden. Beispiel-
haft sei auf die niedersächsische 
Landesbauordnung verwiesen. Hier 
ist bereits bei Gebäuden mit mehr 
als vier Wohnungen Barrierefreiheit 
grundsätzlich vorgeschrieben. Eine 
vergleichbare Regelung braucht es 
endlich auch in der Musterbauord-
nung.
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SoVD fordert über Deckelung der Eigenanteile hinausgehende Leistungen

Begrenzung der Pflegekosten

Über eine Begrenzung der Eigenantei-
le hinaus fordert der SoVD perspekti-
visch eine Pflegeversicherung, die alle 
pflegebedingten Kosten übernimmt – 
also inklusive aller Eigenanteile.

Bundesgesundheitsminister Jens 
Spahn (CDU) kündigte eine um-
fassende Pflegereform an. Für die 
Pflege im Heim wäre demnach nur 
noch in den ersten drei Jahren ein 
Eigenanteil von maximal 700 Euro 
pro Monat zu zahlen. Verbessern 
will Spahn zudem die Pflege zu 
Hause. SoVD-Präsident Adolf Bau-
er begrüßte die Begrenzung der 
Eigenanteile als einen wichtigen 
Zwischenschritt. Zur Absicherung 
des gesamten Pflegerisikos forde-
re der Verband jedoch weiterhin 
eine Pflegevollversicherung.

Foto: bojan / Adobe Stock
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Mit der Reform würde die Teilkos-
tenversicherung im stationären 
Bereich nach 36 Monaten in ein 
„echtes“ Vollversicherungssystem 
übergehen und damit  pflegebe-
dürftige Menschen und deren An-
gehörige finanziell entlasten. An-
gesichts einer durchschnittlichen 
Verweildauer in Pflegeheimen zwi-
schen einem und zweieinhalb Jah-
ren (je nach Statistik) fällt die Bilanz 
jedoch etwas ernüchternd aus. Auch 
aus diesem Grund würde der SoVD 
eine niedrigere Deckelung des Ei-
genanteils begrüßen.
Noch immer müssten 25.000 Euro 
aus eigener Tasche bezahlt werden. 
Diese Summe stellt viele Betroffene 
vor eine große Herausforderung. Die 
Lösung sieht der SoVD dabei nicht 
in der privaten Vorsorge. Mit einer 
„Pflegevollversicherung“ fordert 
der SoVD vielmehr die vollständige 
Übernahme aller pflegebedingten 
Kosten, ohne dass die Betroffenen 
Zuzahlungen leisten müssen. 
Mit seiner Reform will der Bun-
desgesundheitsminister auch die 
Pflege zu Hause verbessern und 
erreichen, dass Angehörige die-
se einfacher organisieren können. 

Geplant ist hierfür ein jährliches 
Pflegebudget, aus dem dann etwa 
Kurzzeit- oder Verhinderungspflege 
gezahlt werden. Wer Angehörige zu 
Hause pflegt, soll außerdem mehr 
Leistungen bekommen. 
Ein solches Pflegebudget, das die  
flexible Inanspruchnahme von Leis-
tungen ermöglicht, hatte der SoVD 
bereits 2013 vorgeschlagen. In 
dem entsprechenden Gesetz fehlt 

allerdings noch eine Dynamisie-
rungsautomatik, die eine jährlich 
automatisch wirkende Anpassung 
ermöglicht, ohne dass der Gesetz-
geber gesondert tätig werden muss. 
Aus Sicht des SoVD fällt die vorge-
sehene Pflegereform für die ambu-
lante Versorgung dennoch zurück-
haltend aus. 
Ein weiterer Punkt der Reform: Wer 
in der stationären Pflege arbeitet, 
erhält einen höheren Lohn. Hier-
für sollen nur noch die Pflegeein-
richtungen zur Versorgung zuge-
lassen werden, die nach Tarif oder 
tarifähnlich bezahlen. Der SoVD un-
terstützt die Forderungen nach ei-
ner angemessenen Bezahlung und 
nach besseren Arbeitsbedingungen 
in der Pflegebranche. Dies darf je-
doch nicht nur für die stationäre 
Pflege gelten, sondern muss in glei-
cher Weise auch ambulant beruflich 
Pflegende miteinbeziehen.

Die geplante Reform bringt Erleichte-
rungen, sollte in einigen Punkten noch 
nachgebessert werden.

Foto: bojan / Adobe Stock
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Manja und Mascha - ein tierisch gutes Team

So zeigt Mascha an, dass Manjas Blut-
druck bedrohlich hoch ist.

Offiziell gelten Assistenzhunde als „medizinisches Hilfsmittel“. 
Für ihre Besitzer*innen sind sie aber nicht nur Alltagshelfer 
und Lebensretter, sondern auch Seelentröster und Gefährten. 
Retrieverhündin Mascha ist für Manja M.  zu einer unentbehr-
lichen Helferin geworden. Leider zeigen einige Mitmenschen 
wenig Verständnis für Assistenzhunde – oft aus Unwissenheit.

Foto: mamy

Über die Existenz und die Aufgaben von Assistenzhunden herrscht noch viel Unwissen (Teil 2)



26 27SozialpolitikSozialpolitik

Manchen Menschen sieht man 
ihre Behinderung nicht an, so wie 
Manja M. Die 46-Jährige leidet an 
maligner Hypertonie.  Der ohnehin 
schon zu hohe Blutdruck schnellt 
bei Schreck- und Stresssituatio-
nen schlagartig in lebensgefährli-
che Höhen. Es treten zum Beispiel 
Sehstörungen auf und es besteht 
die Gefahr der Ohnmacht. Dadurch 
können sich im Alltag jederzeit 
gefährlichen Situationen ergeben. 
Manja berichtet: „Ich brauchte ja 
eigentlich immer, wenn ich raus-
ging, jemanden, der auf mich auf-
gepasste.“ Dazu kam die Angst, dass 
es niemand mitbekommt, wenn sie 
nachts bewusstlos wird. 
Seit vor eineinhalb Jahren  Lab-
radorhündin Mascha in ihr Leben 
getreten ist, lebt Manja viel unab-
hängiger und sicherer. Die Hündin 
wurde speziell auf ihre Bedürfnisse 
hin ausgebildet. Mascha kann zum 
Beispiel Medikamente bringen und 
den Notruf auslösen. Und sie ist 
zum Frühwarnsystem geworden: 
„Mascha merkt inzwischen den 
Blutdruckanstieg. Sie zeigt ihn an, 
auch wenn wir alle das gar nicht 
mitbekommen. Das kann man nicht 

trainieren, das ist mit der Zeit ent-
standen.“
Ein Assistenzhund ist eine  
teure „Anschaffung“ im fünfstel-
ligen Bereich. Mascha wurde zum 
Beispiel in einer Hundeschule 
ausgebildet. Die Krankenkasse 
übernimmt die Kosten nicht, die 
müssen die Besitzer*innen privat 
aufbringen. Das ist mit ein Grund, 
warum es so wenige Assistenzhun-
de in Deutschland gibt.
Manja achtet darauf, dass Mascha 
als Assistenzhund gut sichtbar ge-
kennzeichnet ist. Viele Menschen 
reagieren verständnisvoll und po-
sitiv auf Manja und ihren Hund. 
Trotzdem erlebt sie immer wieder, 
dass Leute aggressiv reagieren, 
wenn sie etwa mit dem Hund  ein 
Geschäft betritt. Denn ihre Behin-
derung ist ihr nicht anzusehen. 
Manja empört sich zu Recht, wenn 
sie nach der Art ihrer Behinderung 
gefragt wird: „Sie können nach 

Vor einer Straßenüberquerung sichert 
die Hündin ihr Frauchen.

Foto: mamy
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Ausweis oder Bescheinigung fra-
gen, aber nicht nach Diagnosen, 
das geht niemanden etwas an.“
Es gibt Mitmenschen, die nicht 
einmal bereit sind, zuzuhören, son-
dern sich lautstark über mangeln-
de Hygiene, Allergien oder einfach 
nur ihre persönliche Abneigung 
gegen Hunde ereifern. Manja ist 
beschimpft und sogar bespuckt 
worden, ihr Hund wurde geschubst. 
Manja macht es traurig, dass dabei 
niemand eingegriffen oder sie ver-
teidigt hat. Am schlimmsten seien 
die Anfeindungen am Strand und 
– für sie besonders enttäuschend – 
im medizinischen Bereich. 
Eigentlich sollte man erwarten, 
dass gerade Ärzt*innen wissen, 
wozu ein Assistenzhund da ist und 
dass er benötigt wird, aber auch in 
diesem Bereich herrscht viel Un-
wissenheit. Manchmal ist es auch 
einfach nur mangelnde Empathie, 
wenn zum Beispiel ein Arzt dem 
Hund den Zutritt mit der Begrün-
dung „ich mag das nicht!“ verwehrt. 
„Ich weiß von Leuten, die ärztliche 
Versorgung nicht wahrnehmen 
oder die nicht in die Reha fahren, 
weil ihr Assistenzhund  dort nicht 

willkommen ist,“ sagt Manja.
Um aufzuklären, engagiert sie sich 
ehrenamtlich bei der Kampagne 
„Zutritt für Assistenzhunde“ der 
Organisation „Pfotenpiloten“ (wir 
berichteten in der Oktober-Aus-
gabe). Sie klärt Geschäftsinha-

ber*innen darüber auf, dass sie ge-
setzlich abgesichert sind, wenn sie  
Assistenzhunde einlassen, dass es 
keine hygienischen Einwände gibt 
und dass sie ein Team bei schlechtem 
Benehmen auch per Hausrecht hin-
auswerfen dürfen. 

Sollte Manja bewusstlos sein, läuft Ma-
scha zum Alarmknopf.

Foto: mamy
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In der Regel ist ein Assistenzhund 
aber – im Gegensatz zu manchem 
Haushund – sehr gut erzogen. Auf 
Sauberkeit legt Manja großen Wert, 
schließlich sieht sie sich als Bot-
schafterin für die Sache. Wenn sie 
sich etwas wünschen könnte, wäre 
es neben der besseren Akzeptanz 
von Assistenzhunden im medizini-
schen Bereich auch eine gerechtere 
Behandlung beim Reisen: während 
Menschen mit dem Merkzeichen „B“ 
im Schwerbehindertenausweis ih-
ren (unausgebildeten) Hund kosten-
los mitnehmen dürfen, muss sie für 
Mascha ein Kinderticket bezahlen, 
sie anleinen und ihr einen Maulkorb 
verpassen – was die Hilfestellung 
durch den Hund unmöglich macht. 
Auch bei den Unterkunftsmöglich-
keiten an den Ferienorten fühlt 
sich Manja diskriminiert. Es gibt 
wenige hundefreundliche Unter-
künfte und / oder sie muss für den 
Hund extra zahlen. Wenn sie schon 
nicht mit ihren Freunden zusam-
menwohnen kann, würde sie ger-
ne wenigstens in deren Nähe un-
terkommen. Zudem kann sie durch 
ihre Behinderung auch keine wei-
ten Wege bewältigen. 

Manja empfindet die gegenwär-
tige Situation als sehr ungerecht: 
„Assistenzhunde sind keine Haus-
hunde, sie sind ein medizinisches 
Hilfsmittel.“ Abhilfe könnte ein As-
sistenzhundegesetz schaffen, das 
aber noch in Planung ist.
Was sich Manja von ihren Mit-
menschen wünscht: „dass die 
Leute Respekt vor der Arbeit die-

ser Hunde haben, die im Ernstfall 
Leben retten, und ihn nicht stören.“ 
Das bedeutet, einen Assistenzhund 
während der Arbeit nicht abzulen-
ken, den eigenen Hund fern halten, 
nicht zu fragen, ob man den Hund 
mal streicheln darf. Und noch etwas 
würde sie freuen: „dass jemand ein-
greift, wenn ein Team schlecht be-
handelt wird.“

Mit der Schnauze löst der Assistenzhund 
einen Notruf aus.

Foto: mamy
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SoVD im Gespräch

Erfahrungen mit Covid-19 in der Pflege

Zu Beginn der Pandemie sprachen Pflegeheime sowie 
Senior*innen- und Behinderteneinrichtungen rigorose 
Besuchsverbote aus. Mit entsprechenden Schutz- und Hy-
gienekonzepten sollte aus Sicht des SoVD jedoch dafür 
Sorge getragen werden, dass Bewohner*innen weiterhin 
Kontakt zu ihren Angehörigen halten können.

Foto: bilderstoeckchen / Adobe Stock

Eines der Themen war die Schlie-
ßung ambulanter Tagespflege-
einrichtungen und Einrichtungen 
für Menschen mit Behinderungen. 
Hier hätte den Betroffenen ein Hy-
gienekonzept oder als Alternative 
eine ambulante Tagesbetreuung 
geholfen. 
Thematisiert wurde auch der er-
schwerte Zugang zu Schutzaus-
rüstung. Besonders kritisierte der 
SoVD jedoch die strikten Besuchs-
verbote in stationären Einrich-
tungen. Der Verband bemängelte, 
dass Einrichtungen Kontaktmög-
lichkeiten nach wie vor erheblich 
einschränken. 

Das Gespräch bewertete auch der 
SoVD als positiv. Allerdings hät-
te man sich einen solchen Erfah-
rungsaustausch bereits zu einem 
früheren Zeitpunkt gewünscht.

Zu einem Austausch über die pflegepolitischen Erfahrungen bei der Bewältigung 
der Covid-19-Pandemie lud das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) ausge-
wählte Interessenverbände ein. Als eine der maßgeblichen Organisationen nahm 
auch der SoVD an dem Gespräch teil.
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Beziehen Sie die SoVD-Zeitung jetzt auch digital

Interesse am E-Paper?

Die SoVD-Zeitung gibt es künftig auch 
als digitales E-Paper. Hierfür müssen sich 
Mitglieder lediglich online anmelden.
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Auch das E-Paper, das 1:1 die ge-
druckte SoVD-Zeitung abbildet, 
wird Ihnen nach Hause zugestellt. 
Wenn Sie Ihre E-Mail-Adresse ein-
getragen haben, erhalten Sie be-
ginnend ab Dezember per E-Mail 
einen Link zur aktuellen Ausgabe. 
Mit dem E-Paper bekommen Sie 
gebündelt auch alle Landesbei-
lagen. Selbstverständlich werden 
Ihre Daten nur zum Zweck des 
E-Mail-Versandes aufgenommen. 

Möchten Sie die SoVD-Zeitung testweise auch online lesen? 
Probieren Sie es einfach aus! Um das E-Paper zu beziehen, 
tragen Sie sich bitte einmalig auf einem eigens hierzu ein-
gerichteten Formular auf der Internetseite des SoVD ein.

Als ältester deutscher Sozial-
verband sind wir „aus Tradition 
modern“. Auch im Bereich der 
Verbandsmedien setzen wir auf 
Bewährtes und gehen gleich-
zeitig neue Wege. Wir möchten 
herkömmliche und digitale In-
formationskanäle sinnvoll ver-
netzen, sodass die breit und 
unterschiedlich gestreuten Be-
dürfnisse aller Mitglieder be-
rücksichtigt werden können.
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Resonanz auf Umfrage
Um noch besser zu werden, wollte 
der SoVD mehr über seine Mitglie-
der erfahren. Darum hatte er die-
se um ihre Meinung zu Interessen, 
Themen und der Verbandsarbeit 
gebeten. Den in der Zeitung abge-
druckten Fragebogen konnte man 
bis zum 30. September nicht nur per 
Post senden, sondern auch bequem 
online ausfüllen. 
Die Beteiligung war sehr hoch: 
Über 3.500 Mitglieder machten 
mit – ein tolles Ergebnis! Die fünf 
verlosten Blumensträuße wurden 
im Oktober verschickt. 
Derzeit läuft die Auswertung. Über 
die konkreten Resultate und Zah-
len im Einzelnen wird „SoVD – So-
ziales im Blick“ in den nächsten 
Ausgaben sowie im Online-Maga-
zin ausführlich berichten.

Auf der Homepage www.sovd.de müssen 
für den Bezug des E-Papers nur einige 
Daten eingegeben werden.

Foto: photokozyr  / Adobe Stock



38 39SozialpolitikSozialpolitik

Wie sollten Familien über die Krise sprechen?

Kinder und Corona

Über die während der Pandemie beson-
ders wichtigen Hygienemaßnahmen kann 
man mit Kindern durchaus sprechen.

Foto: Konstantin Yuganov   / Adobe Stock

Die Folgen der Corona-Pandemie lösen bei Er-
wachsenen Sorgen aus. Das merken natürlich 
auch Kinder. Wie also sollten Eltern mit ihrem 
Nachwuchs über die Krise sprechen? 
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Das notwendige Händewaschen sollten 
Eltern mit ihren Kindern regelmäßig 
üben.
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Die Corona-Pandemie beeinflusst 
den Alltag von Familien an unter-
schiedlichen Stellen. Manches kön-
nen Kinder gut verarbeiten, anderes 
löst unter Umständen Ängste aus. 
Eltern sollten deshalb gut überle-
gen, über welche Dinge sie mit ih-
ren Kindern wie sprechen. Das er-
klärt Kathrin Sevecke, Professorin 
für Kinder- und Jugendpsychiatrie, 

in einem Interview in der Zeitschrift 
„Psychologie Heute“. 
Hygienemaßnahmen etwa könne man 
Kindern erklären und vormachen, ähn-
lich wie man ihnen auch das richtige 
Zähneputzen beibringt. Behutsamer 
sollten Eltern dagegen sein, wenn es 
um eigene Sorgen und Ängste geht, 
um diese nicht an die Kinder weiter-
zugeben. So rät die Expertin, gerade 

Ungewisses, zum Beispiel eine dro-
hende Kündigung, nicht ungefiltert zu 
erzählen. Das sollte jedoch nicht dazu 
führen, dass es „Familiengeheimnisse“ 
gibt. Erkrankt beispielsweise der Opa 
oder ein anderes Familienmitglied, 
sollte man das nicht verschweigen, 
sondern offen kommunizieren und 
etwa sagen: „Wir hoffen alle ganz fest, 
dass es ihm bald wieder gut geht.“
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„ichbinhier“ – gemeinnütziger Verein setzt sich gegen Hetze im Internet ein

Hass ist keine Meinungsfreiheit

In einer ernsthaften Auseinandersetzung 
haben Beleidigungen und persönliche An-
griffe nichts verloren.

Soziale Netzwerke wie beispiels-
weise Facebook bieten umfang-
reiche Möglichkeiten, sich zu 
ganz unterschiedliche Themen 
online auszutauschen. Nicht alle 
Nutzer*innen halten sich dabei 
an die Regeln eines respektvol-
len Umgangs miteinander. Aus 
der Anonymität heraus werden in 
Kommentaren andere Menschen 
beleidigt, ausgegrenzt oder sogar 
direkt mit Gewalt bedroht. Ge-
gen derartige Hetze und für eine 
wertschätzende Debattenkultur 
setzen sich die Mitglieder von 
#ichbinhier ein.

Foto: pathdoc / Adobe Stock
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Auch im Ruhrgebiet sind Wohnun-
gen knapp. In Duisburg-Marxloh 
und in Gelsenkirchen-Ückendorf 
gibt es zumindest für junge Er-
wachsene seit einigen Jahren 
eine interessante Alternative: Wer 
studiert, am Bundesfreiwilligen-
dienst teilnimmt oder ein Freiwil-
liges Soziales Jahr absolviert, kann 
dort für mindestens ein Jahr miet-
frei wohnen. Möglich macht dies 
der Verein Tausche Bildung für 
Wohnen. Die Teilnehmenden wer-
den zunächst als Bildungspat*in-
nen qualifiziert und unterstützen 
im nächsten Schritt die Kinder 
des Stadtteils in gezielten Lern- 
und Förderangeboten. Neben der 
Sprachförderung stehen dabei 
vor allem soziale und schulische 
Kompetenzen im Mittelpunkt.
Auf diese Weise eröffnen sich ge-
rade in strukturschwachen Regi-
onen neue Perspektiven. Unter-
schiedliche Generationen leben, 
lernen und spielen gemeinsam. 
Gesellschaftliche Teilhabe wird so 
von den Beteiligten selbst gestal-
tet. Die Initiative #ichbinhier unterstützt Menschen 

und Institutionen dabei, sich gegen Hasskommen-
tare und Beleidigungen im Internet zu wehren.

Die Meinungsfreiheit ist ein ho-
hes Gut. Sie endet jedoch dort, wo 
die Würde anderer Menschen ver-
letzt wird. Hassreden finden sich 
längst nicht mehr nur in den so-
genannten sozialen Medien. Auch 
bei öffentlichen Veranstaltungen 
und Demonstrationen wird auf 
teilweise entwürdigende Weise 
unverhohlen gegen einzelne Per-
sonen oder ganze Bevölkerungs-
gruppen gehetzt. Jene, die sich – 
anders als noch vor einigen Jahren 
denkbar – nicht mehr scheuen, an-
dere mit abwertenden Aussagen 
zu überziehen, sind inzwischen zu 
einem besonders lauten Teil un-
serer Zivilgesellschaft geworden. 
Leider scheinen gerade derartige 
Extrempositionen häufig Gehör zu 
finden und die öffentliche Debatte 
mitzubestimmen.
Genau damit jedoch möchten sich 
die Mitglieder des Vereins „ichbin-
hier“ nicht abfinden. Neben einer 
umfangreichen Bildungsarbeit un-
terstützen sie unter anderem die 
Nutzer*innen sozialer Netzwer-
ke und sensibilisieren dort für das 
Thema Hass im Netz. Allein auf 
Facebook etwa stellen sich 45.000 

Gleichgesinnte aufhetzenden Äuße-
rungen entgegen und bilden mit ihren 
konstruktiven und menschenfreundli-
chen Kommentaren ein Gegengewicht 
zu den meist pauschalisierenden und 
aggressiven Stimmen. Mit ihrer Ge-
genrede („counter speech“) tragen 
die Anhänger*innen von #ichbinhier 
somit aktiv zu einer anständigen De-
battenkultur und einem vielfältigen 
Meinungsbild bei.

Foto: Voyagerix / Adobe Stock
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